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Von Sebastian Bergmann

1. Bedeutung und Rechtsgrundlagen der „Abfärbe -
theorie“

Nach herrschendem Verständnis der „Abfärbetheorie“2

soll die geringste gewerbliche Tätigkeit einer Personen-

gesell schaft bei dieser zu einheitlich gewerblichen Ein-

künften führen.3 Abgeleitet wird dies aus § 2 Abs 4

Satz 3 EStG, wonach als „gewerbliche Einkünfte [...]

stets und in vollem Umfang Einkünfte aus der Tätigkeit

der offenen Gesellschaften, Kommanditgesellschaften

und anderer Gesellschaften [gelten], bei denen die Ge-

sellschafter als Mitunternehmer eines Gewerbebetriebes

anzusehen sind“.

Ein bloß auf § 2 Abs 4 Satz 3 EStG reduziertes Verständ-

nis der Abfärbetheorie greift jedoch zu kurz. Die Bestim-

mung muss mE vielmehr in Zusammenhang mit § 21

Abs 2 Z 2 letzter Satz und § 22 Z 3 Teilstrich 1 EStG ge-

lesen werden, wonach „die Tätigkeit einer Gesellschaft

ausschließlich als land- und forstwirt schaftliche Tätig-

keit“ bzw „ausschließlich als selbständige Arbeit“ zu

charakterisieren sein muss, um als Mitunternehmer-

schaft mit solchen Einkünften zu gelten. Sofern eine Per-

sonengesellschaft neben einer land- und forstwirtschaft-

lichen Tätigkeit oder selbständigen Arbeit eine weitere

Tätigkeit ausübt, die bei einer natürlichen Person zu Ein-

künften einer anderen Einkunftsart führen würde, ist

dieses Ausschließlichkeitserfordernis nicht erfüllt. Die
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Personengesellschaft ist deshalb nicht von § 21 Abs 2

Z 2 bzw § 22 Z 3 EStG erfasst, sondern fällt unter § 23

Z 2 EStG, dem ein ver gleich bares Erforder nis fremd ist.

In Verbindung mit § 2 Abs 4 Satz 3 EStG erzielt eine sol-

che Personen gesell schaft in vollem Umfang gewerbliche

Einkünfte. Daraus ergibt sich aber, dass nicht nur die ge-

ringste gewer bliche Tätigkeit einer Personengesell schaft

zu einheitlich gewerblichen Ein künften führt, sondern –

über das herrschende Verständnis der Abfärbe theorie

hinaus – jede betriebliche Betätigung, neben der eine an-

dere Tätigkeit ausgeübt wird, die bei einer natürlichen

Person zu Einkünften einer anderen (betrieblichen oder

außer betrieb lichen) Einkunftsart führen würde, einheit -

lich gewerbliche Einkünfte bewirkt.4 Im jüngeren Schrift-

tum dürfte sich Baldauf dieser Auf fassung angeschlossen

haben.5

Beispiel: Eine OG betreibt einen Forstbetrieb und ver-

mietet Wohnungen eines im Gesamt hand ver -

mögen stehenden Zinshauses. Mangels „aus-

schließlich[er]“ land- und forst wirt schaftli-

cher Tätigkeit ist die OG hinsichtlich des

Forstbetriebs nicht von § 21 Abs 2 Z 2 EStG,

sondern von § 23 Z 2 EStG erfasst und erzielt

daraus Einkünfte aus Gewerbebetrieb. In Ver -

bindung mit § 2 Abs 4 Satz 3 EStG führen die-

se zu einheitlichen, auch die Vermietungs tätig -

keit umfassenden gewerblichen Gesamtein-

künften.

Untergeordnete Nebentätigkeiten sind bei Personenge-

sellschaften freilich wie solche natürlicher Personen zu

beurteilen. Geht eine Nebentätigkeit in einer Haupttä-

1 BMF 21. 12. 2010, BMF-010203/0696-VI/6/2010.
2 Im deutschen Schrifttum wird die Abfärbetheorie mitunter auch als

„Infektionstheorie“ bezeichnet (vgl nur Stapper fend in Herr-

mann/Heuer/Raupach, dEStG239 § 15 Rz 1400; Wacker in Schmidt,
dEStG27 § 15 Rz 185).

3 Vgl VwGH 29. 11. 1994, 93/14/0150, ÖStZB 1995, 442; UFS
9. 7. 2009, RV/0502-I/08; Doralt/Toifl, EStG14 § 2 Tz 11/1; Doralt/

Kauba, EStG10 § 23 Tz 205; Reichel/Fuchs in Hofstätter/Reichel,

EStG 40 § 23 Rz 12a; Quantschnigg/ Schuch, ESt-HB § 23 Tz 20;
Rief, Die gesetzliche Verankerung des Abfärbeprinzips, FJ 1995,
62 (62); EStR 2000 Rz 5832.

4 Vgl bereits Bergmann, Personengesellschaften im Ertragsteuerrecht
(2009) 95 f; derselbe, Abfärbetheorie: Person en  gesellschaften mit
mehreren Betrieben derselben Einkunftsart möglich? ÖStZ 2008,
360 (360).

5 Vgl Jakom/ Baldauf, EStG3 § 23 Rz 126.
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tigkeit auf, dann ist die Einkunftsart insgesamt nach der

Haupttätigkeit zu beurteilen.6

Beispiele: Ein Sägewerk einer Forstbetrieb-KG, in dem

nur Holz aus dem eigenen Forstbetrieb verar-

beitet wird, lässt die Qualifikation der Ein-

künfte der KG aus Land- und Forstwirtschaft

unberührt. Gleiches gilt hinsichtlich der Qua-

lifikation von Einkünften aus selbständiger

Arbeit einer Ärzte-OG bei einer mitbetriebe-

nen Hausapotheke.

2. Änderungen der EStR 2000 durch den EStR-War-
tungserlass 2010

Mit dem EStR-Wartungserlass 2010 hat das BMF die

EStR 2000 jüngst dahingehend ergänzt, dass nunmehr

eine von einer Personengesellschaft neben einer land-

und forstwirtschaftlichen Tätigkeit ausgeübte vermö-

gensverwaltende Tätigkeit keine Auswirkungen auf die

Einkünftequalifikation der land- und forstwirtschaftli-

chen Tätigkeit haben soll.7 Statt einer einheitlich gewerb-

lich zu beurteilen Tätigkeit würden vielmehr getrennt

voneinander eine betriebliche sowie eine vermögens ver -

walt ende Tätigkeit vorliegen, für die zwei gesonderte

Feststellungsverfahren nach § 188 BAO durchzuführen

seien.8 Wohl zur Vermeidung von Widersprüchen wurde

zudem die bisherige Beschränkung, dass Personen gesell -

schaften nur Einkünfte aus „einer einzigen Einkunftsart“

erzielen können, auf eine einzige „betriebliche“ Ein-

kunftsart gelockert.9 Der EStR-Wartungserlass 2010

spricht im Zusammen hang mit all diesen Änderungen

von bloßen „Klarstellung[en]“.10

In Hinblick auf § 21 Abs 2 Z 2 letzter Satz EStG, wo-

nach eine zu land- und forstwirtschaftlichen Ein künften

führende Personengesellschaft nur dann vorliegt, wenn

„die Tätigkeit der Gesellschaft aus schließ lich als land-

und forstwirtschaftliche Tätigkeit anzusehen ist“, kön-

nen diese Änderungen der EStR 2000 jedoch nicht über-

zeugen und dürften in Widerspruch zu dem eindeutigen

Gesetzeswortlaut zu stehen. Die von den EStR 2000 an-

gesprochene Konstellation gleichzeitiger land- und forst-

wirtschaft licher und vermögensverwaltender Betätigung

durch eine Personengesellschaft müsste vielmehr im Sin-

ne der obigen Ausführungen zu einheitlich gewerblichen

Einkünften führen.

Die EStR 2000 beziehen sich nur auf Einkünfte aus

Land- und Forstwirtschaft. Ob die Finanz ver waltung

 jene Fälle, in denen eine Personengesellschaft neben  ei-

ner selbständigen Tätigkeit eine vermögensverwaltende

Tätigkeit ausübt, gleich beurteilen würde (diesfalls in

Widerspruch zu § 22 Z 3 Teilstrich 1 EStG), bleibt    of-

fen.

Zusammenfassung

Aus den Bestimmungen der §§ 2 Abs 4 Satz 3,

21 Abs 2 Z 2 letzter Satz und 22 Z 3 Teil-

strich 1 EStG ergibt sich, dass jede geringste

betriebliche Tätigkeit einer Personen ge sell -

schaft, neben der eine andere Tätigkeit ausge-

übt wird, die bei einer natürlichen Person zu

Einkünften einer anderen (betrieblichen oder

außer betrieb lichen) Einkunftsart führen wür-

de, einheit lich gewerbliche Einkünfte bewirkt.

Die jüngsten mit dem EStR-Wartungs er -

lass 2010 vorgenommenen Änderungen der

EStR 2000, wonach eine von einer Personen-

gesellschaft neben einer land- und forstwirt-

schaftlichen Tätigkeit ausge übte vermögens-

verwaltende Tätigkeit keine Auswirkungen

auf die Einkünftequalifikation haben soll,

steht in Widerspruch zu dem eindeutigen Ge-

setzeswortlaut.

6 Vgl VwGH 16. 3. 1979, 2979/76, ÖStZB 1980, 4; Doralt/Kauba,
EStG10 § 23 Tz 205; Reichel/Fuchs in Hofstätter/ Reichel, EStG40

§ 2 Rz 12a; Quantschnigg/Schuch, ESt-HB § 23 Tz 21; Rief, FJ
1995, 62 (62); EStR 2000 Rz 5832.

7 Vgl EStR 2000 Rz 5064, 5835.
8 Vgl EStR 2000 Rz 5835.
9 Vgl EStR 2000 Rz 5832.

10 Vgl BMF 21. 12. 2010, BMF-010203/0696-VI/6/2010.


